
   

   

 
   

 
 

   
 

 
 

PRESSEMITTEILUNG 
 
„Allianz für Lobbytransparenz“ erwartet umfassende Transparenzregelungen 
 
Drei Maßnahmen für mehr Transparenz in der Interessenvertretung 
 
Berlin, 17. März 2021 – Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch eine 
Formulierungshilfe für das Lobbyregistergesetz beschlossen. Auf dieser Grundlage 
werden die Koalitionsfraktionen einen Änderungsantrag einbringen. Damit werden die 
Weichen für neue Transparenzregelungen gestellt. 
Die „Allianz für Lobbytransparenz“ hält die geltenden Regelungen zwischen Politik und 
Interessenvertretung für unzureichend. Daher fordert sie die Koalitionsfraktionen auf, zügig 
Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Politik zu erhöhen. Hierzu schlägt die „Allianz“ 
drei Maßnahmen vor, die insbesondere im Änderungsantrag berücksichtigt werden sollten:  
Das Lobbyregister muss für alle gelten 
Als einen wichtigen Schritt in die richtige Richtung bezeichnet die „Allianz“ das geplante 
Lobbyregister der Bundesregierung. Allerdings drohen die vielen Ausnahmen das gesamte 
Vorhaben zu verwässern. Die umfangreichen Ausnahmen schaffen Schlupflöcher, setzen 
falsche Anreize und fördern Intransparenz. 
Echte Nachvollziehbarkeit ist nur möglich, wenn das Register für alle gilt und es keine 
Ausnahmen gibt. Daher setzt sich die „Allianz“ für ein Transparenzregister ein, das alle 
Interessenvertreter erfasst, die hauptberuflich der Tätigkeit der Interessenvertretung 
nachgehen.  
Transparenz im politischen Prozess durch exekutiven Fußabdruck 
Die Einflussnahme auf politische Regelungen beginnt bereits in der frühen Initiierungs- 
und Entstehungsphase von Gesetzen, meist schon in den Ministerien. Um den 
Lobbyismus wirklich transparenter zu gestalten, reicht es nicht aus, lediglich die Seite der 
Lobbyisten offenzulegen; mindestens genauso wichtig ist die öffentliche Darstellung des 
politischen Prozesses – also inwiefern und wann die Interessen und Wünsche der 
Lobbyisten tatsächlich berücksichtigt wurden. Daher muss ein Lobbyregister mit einem 
exekutiven Fußabdruck verbunden werden, der für den Bundestag und die 
Bundesministerien gilt.  



   
 

Mandatslobbyismus beenden – politisches Mandat und Lobbyismus klar 
trennen 
Der Bundestag ist ein Abbild der Bevölkerung, in dem auch weiterhin die Erfahrung und 
Expertise zum Beispiel von Unternehmern, Rechtsanwälten oder Steuerberatern 
erforderlich ist, genauso wie die von Gewerkschaftlern oder Angehörigen von 
Umweltschutzverbänden. Was jedoch unbedingt geregelt werden muss, ist die klare 
Trennung zwischen politischem Mandat und der Interessenvertretung. 
Daher sollten auch die Verhaltensregeln für Abgeordnete reformiert werden. Derzeit bieten 
diese zu viele Grauzonen. Mandatslobbyismus wird weder im Abgeordnetengesetz noch in 
den Verhaltensregeln für Abgeordnete erfasst. Diese Lücke muss geschlossen werden. 
Jede Lobbytätigkeit eines Abgeordneten, die ihm unmittelbar finanzielle Vorteile bringt, 
muss in Zukunft unterbunden werden. 
 
 
 
 
Hintergrund 
Im Juni 2019 haben sich sechs Organisationen zur „Allianz für Lobbytransparenz“ 
zusammengeschlossen. Gemeinsam setzen sie sich für Fairness, Offenheit, Transparenz und 
Integrität in der politischen Interessenvertretung ein. Hierfür fordern sie ein umfassendes 
Interessenvertretungsgesetz durch die Einführung eines Lobbyregisters sowie eines „legislativen 
Fußabdrucks“, bei dem Interessenbeteiligung und -abwägung in der Begründung von 
Gesetzentwürfen dokumentiert und erläutert werden. Darüber hinaus soll ein Lobbybeauftragter die 
Einhaltung des Interessenvertretungsgesetzes überwachen und dem Deutschen Bundestag 
regelmäßig einen Lobbybericht vorlegen. 
 
Weiterführende Informationen 
 
Eckpunktepapier „Allianz für Lobbytransparenz–Gemeinsam für eine transparente 
Interessenvertretung“, Juni 2019 (pdf) 
 
Kontakt 
Transparency International Deutschland e.V. 
Adrian Nennich, Pressesprecher 
presse@transparency.de 
Tel.: 030 - 54 98 98 15 
 
Verband der Chemischen Industrie e.V.  
Monika von Zedlitz, Pressesprecherin 
presse@vci.de 
Tel. 069 - 25 56 14 73 
 
Verbraucherzentrale Bundesverband  
Franka Kühn, Pressesprecherin 
presse@vzbv.de 
Tel. 030 - 258 00 - 525 | Mobil: 0160 - 388 97 12 
 
DIE FAMILIENUNTERNEHMER e.V. 
Anne-Katrin Moritz, Pressesprecherin 
moritz@familienunternehmer.eu    
Tel. 030 - 300 65 – 440 | Mobil: 0151 – 108 550 33 
 
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) 
Alexander Mihm, Pressesprecher 

https://www.transparency.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/2018/2018-04-17_Eckpunktepapier_Interessenvertretungsgesetz.pdf
https://www.transparency.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/2018/2018-04-17_Eckpunktepapier_Interessenvertretungsgesetz.pdf
mailto:presse@transparency.de
mailto:presse@vci.de
mailto:presse@vzbv.de
mailto:moritz@familienunternehmer.eu


   
 

BDI-Presseteam@bdi.eu 
Tel.: 030 - 20 28 14 50 
 
NABU – Naturschutzbund Deutschland e.V. 
Julian Bethke, Pressereferent 
Presse@NABU.de  
Tel.: 030 - 28 49 84 - 1538 oder Mobil: 0152 591 896 58 
 
Phineo gAG 
Juliane Werlitz, Pressesprecherin 
Juliane.werlitz@phineo.org 
Tel.: 030 520 065 376 
 
Bundesverband Deutscher Kapitalbeteiligungsgesellschaften 
Amid Jabbour, Leiter politische Beziehungen 
jabbour@bvkap.de  
Tel.: 030 306 982 27 
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